
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
16. Wahlperiode 

 

Drucksache  16/11705 

 12.04.2016 
 

Datum des Originals: 12.04.2016/Ausgegeben: 27.09.2016 (20.04.2016 + 12.04.2016) 

Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der  
kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

2.Neudruck 

 
Antrag 
 
der Fraktion der SPD  
der Fraktion der CDU 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion der PIRATEN 
 
 
 
Genitalverstümmelung ist eine Menschenrechtsverletzung – der Verletzung von Körper 
und Seele von Mädchen und Frauen entschieden entgegentreten 
 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Der 11. Menschenrechtsbericht der Bundesregierung, die Expertinnen und Experten des Run-
den Tisches NRW gegen Beschneidung von Mädchen und die Beratungsstelle stop mutilation 
e.V. gehen davon aus, dass weltweit mehr als 150 Millionen Frauen mit verstümmelten Geni-
talien leben. Mit steigender Tendenz werden Mädchen und junge Frauen Opfer dieser men-
schenverachtenden Praxis. Als weibliche Genitalverstümmelung werden alle Verfahren be-
zeichnet, bei denen die Genitalien von Mädchen und Frauen verletzt, teilweise oder vollständig 
entfernt werden. Die meisten Mädchen erfahren diese Praxis im Alter zwischen 4 und 14 Jah-
ren. Tendenziell erfolgt der Eingriff aber zunehmend früher. Hinzu kommt eine große, schwer 
quantifizierbare Dunkelziffer von Betroffenen. Menschenrechtsorganisation gehen zum Teil 
gar von der Notwendigkeit aus, dass die Schätzzahlen verdoppelt werden müssten. 
 
Die seit Jahren andauernde Migration von Süd nach Nord, aktuell verstärkt und im öffentlichen 
Fokus durch die Flüchtlingsbewegungen, führen dazu, dass auch in Deutschland und speziell 
in Nordrhein-Westfalen immer mehr betroffene Frauen leben. Nach Berechnungen von Terre 
des Femmes leben auch in Deutschland mindestens 60.000 Mädchen und Frauen, die aus 
sogenannten Prävalenzländern stammen, in denen diese Menschenrechtsverletzung noch im-
mer praktiziert wird. 
 
Zudem ist davon auszugehen, dass Familien aus den Prävalenzländern dieses in ihrer Kultur 
verankerte Ritual in Deutschland weiterführen und ihre Töchter beschneiden lassen wollen, so 
dass die neue Heimat für viele Mädchen und junge Frauen nicht automatisch Sicherheit bietet. 
Vielmehr besteht die latente Gefahr der Menschenrechtsverletzung für diese Mädchen auch 
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hier in Deutschland fort. So bedroht Genitalverstümmelung nach Schätzungen ca. 6.000 Mäd-
chen und junge Frauen im gesamten Bundesgebiet. Insbesondere in den Ferien sind Mädchen 
aus den Prävalenzländern gefährdet. Sofern sie die Ferien in der Herkunftsregion (ihrer Eltern) 
verbringen, laufen sie Gefahr, dort mit oder auch gegen den Willen der Eltern, von Angehöri-
gen oder „Helferinnen“ beschnitten zu werden. 
 
Die medizinischen, psychischen und sozialen Komplikationen sind gravierend. Die weibliche 
Genitalverstümmelung hat für viele Opfer ein lebenslanges Trauma zur Folge. Neben psychi-
schen Erkrankungen führt die Verstümmelung der Genitalien auch zu schwerwiegenden kör-
perlichen Problemen. Die möglichen lebenslangen Folgen von Genitalverstümmelung sind vor 
allem Unfruchtbarkeit, Komplikationen bei Schwangerschaft und Geburt, eingeschränkte Se-
xualität, starke Schmerzen, Blutungen und Wundinfektionen. 
 
Das Thema weiblicher Genitalverstümmelung wird in der Öffentlichkeit wenig thematisiert. Da-
her ist es umso wichtiger, dieses Thema in das öffentliche Bewusstsein zu rücken. Insbeson-
dere Polizei und Justiz, pädagogisches Lehrpersonal sowie der Gesundheitssektor müssen 
vorbereitet sein, wenn sie mit dem Thema weibliche Genitalverstümmelung in Berührung kom-
men. Große Unterstützung in der Arbeit gegen Genitalverstümmelung leistet seit 2007 der 
Runde Tisch NRW gegen Beschneidung von Mädchen. 
 
Hier wollen wir anknüpfen und mit unserer politischen Initiative dazu beitragen, Präventions-
maßnahmen zu entwickeln, potenzielle Opfer von weiblicher Genitalverstümmelung zu unter-
stützen und das Thema in das öffentliche Bewusstsein zu rücken. Eine wesentliche Rolle 
kommt hierbei dem pädagogischen und medizinischen Fachpersonal, Schülerinnen und Schü-
lern, Polizei und Justiz sowie den Jugend- und Migrationsämtern zu. Sie alle müssen umfas-
send über das Thema weibliche Genitalverstümmelung informiert und in die Anstrengungen 
gegen die Praxis der weiblichen Genitalverstümmelung eingebunden werden. 
 
 
II. Beschlussfassung 
 
Der Landtag stellt fest: 
 
1. Genitalbeschneidung stellt einen Sorgerechtsmissbrauch dar und ist somit als eine Er-

scheinungsform von Kindeswohlgefährdung gem. § 8a SGB VIII anzusehen. 
 
2. Weibliche Genitalbeschneidung gilt als eigener Straftatbestand gem. § 226a STGB seit 

2013 nicht mehr nur als gefährliche Körperverletzung, sondern als Verbrechen. 
 
3. Auch zukünftig besteht die Notwendigkeit, der weiblichen Genitalverstümmelung konse-

quent entgegenzutreten. Daher werden der Runde Tisch NRW gegen Beschneidung von 
Mädchen und die Beratungsstelle stop mutilation e.V. weiter unterstützt. 

 
4. Aufgrund der Flüchtlings- und Migrationsbewegungen wird Nordrhein-Westfalen auch zu-

künftig mit der grausamen Praxis der weiblichen Genitalbeschneidung konfrontiert sein 
und in diesem Zusammenhang eine Null-Toleranz-Politik verfolgen. 

 
5. Unter Federführung des MGEPA wurde gemeinsam mit Akteurinnen und Akteuren des 

Gesundheitswesens bereits ein Flyer entwickelt, der sich in erster Linie an im Gesund-
heitswesen Beschäftigte richtet, sie sensibilisiert und über die verschiedenen Formen 
weiblicher Genitalverstümmelung, die entsprechenden Krankheitsbilder sowie über recht-
liche Grundlagen und Beratungsangebote informiert. Auch zukünftig muss mit vergleich-
barer Aufklärungsarbeit zur Enttabuisierung des Themas beigetragen werden. 
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Der Landtag bittet die Landesregierung, 
 
1. durch intensive Informations- und Öffentlichkeitsarbeit das Bewusstsein in der Bevölke-

rung sowie in den staatlichen und nicht-staatlichen Institutionen, vor allem in den Bereichen 
des Gesundheits-, Sozial- und Integrationswesens, für das enorme Ausmaß von Genital-
verstümmelung – auch in NRW – zu schärfen und die Handlungsbereitschaft in konkreten 
Gefährdungsfällen zu erhöhen und diese bei Bedarf auch zu überprüfen. 

 
2. die Präventions- und Sensibilisierungsarbeit auf Grundlage der Beratungen des Runden 

Tisches kontinuierlich zu optimieren sowie besser miteinander zu verzahnen. 
 
3. eine spezifische Handlungsempfehlung nach dem Hamburger Vorbild, für Fachkräfte im 

Sozialen Dienst, Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, den Gesundheitssektor sowie Po-
lizei und Justiz zu erstellen. Ziel dieser spezifischen Handlungsempfehlung soll es sein, 
einen Einblick in die Thematik zu geben, zu sensibilisieren und eine erhöhte Sicherheit im 
Handeln zum Schutz der bedrohten Mädchen und jungen Frauen zu vermitteln. Zudem soll 
sie konkrete Hilfe im Einzelfall geben und die rechtlichen Handlungsmöglichkeiten der Ju-
gendhilfe und der Mädchenarbeit aufzeigen. Gelungene Beispiele hierfür sind der „Leitfa-
den für pädagogische Fachkräfte“ und der „Leitfaden für medizinisches Personal“ wie sie 
vom stop mutilation e.V. herausgegeben wurden. 

 
 
 
Norbert Römer  Armin Laschet    Mehrdad Mostofizadeh 
Marc Herter   Lutz Lienenkämper   Sigrid Beer 
Britta Altenkamp  Christina Schulze Föcking  Josefine Paul 
Regina Kopp-Herr  Regina van Dinther    
 
und Fraktion   und Fraktion    und Fraktion 
 
 
 
Christian Lindner   Michele Marsching 
Christof Rasche   Marc Olejak 
Susanne Schneider   Birgit Rydlewski 
 
und Fraktion    und Fraktion 


